
ben. Das geht aus einem ab-
schließenden Vermerk der
Strafverfolgungsbehörde her-
vor, die monatelang gegen
den CSU-Politiker ermittelte.
Friedrich steht im Verdacht,
sein Dienstgeheimnis als
 Innenminister verletzt zu
 haben: Im vergangenen Okto-
ber hatte er vertrauliche In-
formationen zu Kinderporno-
grafie-Vorwürfen gegen den
damaligen SPD-Abgeordne-
ten Sebastian Edathy an des-
sen Parteichef Sigmar Gabriel
weitergegeben. Nach Be-
kanntwerden der Vorwürfe
war der zwischenzeitlich 
ins Landwirtschaftsressort
 gewechselte Friedrich im Fe -
bruar von seinem Minister-
amt zurückgetreten (SPIEGEL
8/2014). Zuvor hatte er die In-
formationsweitergabe an Ga-

Edathy-Affäre

Exminister mit 
geringer Schuld
Im Strafverfahren gegen den
ehemaligen Bundesinnenmi-
nister Hans-Peter Friedrich
will die Staatsanwaltschaft
Berlin keine Anklage erhe-

briel öffentlich eingeräumt.
Die Berliner Staatsanwalt-
schaft, die daraufhin Ermitt-
lungen gegen Friedrich einlei-
tete, will das Verfahren jetzt
nach Paragraf 153 der Straf-
prozessordnung einstellen.
Dem Vermerk zufolge habe

Friedrich die geheimen Infor-
mationen zwar rechtswidrig
und vorsätzlich weitergege-
ben, gleichwohl sei seine
Schuld als „gering“ anzuse-
hen. Er habe „nicht aus ei-
gennützigen Motiven gehan-
delt“, sondern versucht zu
verhindern, dass Edathy im
Zuge der Regierungsbildung
„für ein herausragendes Amt
in Erwägung gezogen werden
könnte“. Am 21. August
stimmte Friedrichs Vertei -
diger dem Vorhaben der
Staatsanwaltschaft schriftlich
zu. Sollten sich auch der
 jetzige Bundesinnenminister
und das zuständige Gericht
der juristischen Einschätzung
der Staatsanwaltschaft an-
schließen, dürfte die Akte
Friedrich bald geschlossen
werden. gud, srö
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Führende grüne Politiker des linken Flügels
kritisieren den Wahlkampf der sächsischen
Grünen und fordern Konsequenzen auch
auf Bundesebene. Die sächsische Spitzen-
kandidatin Antje Hermenau hatte offen für
eine Koalition mit der Union geworben.
„Ein schwarz-grünes Labeling war Ursache
dafür, dass wir in Sachsen schlechter abge-
schnitten haben“, sagt Exfraktionschef Jür-
gen Trittin, „unsere Wähler akzeptieren
Schwarz-Grün vielleicht als Notfalllösung,

aber keinen schwarz-grünen Wahlkampf.“
Die Parteivorsitzende Simone Peter be-
mängelt: „Viele Wähler haben sich nicht
mitgenommen gefühlt.“ Man habe deutlich
mehr Stimmanteile an SPD und Linke ver-
loren als von Union und FDP gewonnen.
„Die Wahl in Sachsen hat gezeigt, dass die
Verengung auf eine schwarz-grüne Koali -
tion Risiken birgt. Mit Blick auf 2017 heißt
das, dass unser eigenes grünes Profil im
Vordergrund steht“, so Peter. abe

Friedrich, Edathy 2012

BND

Das große Speichern
Der Bundesnachrichtendienst
(BND) speichert am Horch -
posten im bayerischen Bad
Aibling den gesamten Daten-
verkehr der von ihm in Afgha-
nistan, Somalia und dem
 Nahen Osten angezapften
 Verbindungen. Wie aus als
„geheim“ eingestuften Papie-
ren der Bundesregierung
 hervorgeht, die der SPIEGEL
ein sehen konnte, betrifft dies
„jegliche Art von Kommuni -
kation: Telefonie, Internetnut-
zung, E-Mail, GPS-Datenver-
arbeitung etc.“. In der Regel
werden die Informationen sie-
ben Tage lang gespeichert. In
dieser Zeit bereiten IT-Spezia-
listen die Rohdaten für die
elektronische Auswertung auf.
Da es bei Übertragungen aus
Afghanistan nach Bad Aibling
wiederholt zu Fehlern gekom-
men war, richtete der BND
zudem vor Ort „Pufferzeiten“
ein. In Kabul bleiben die Da-
ten 14 Tage lang auf den Ser-
vern, in Masar-i-Scharif für
sechs Wochen. In Bad Aibling
arbeiten BND und der US-Ge-
heimdienst NSA eng zusam-
men. Je nach Zählweise, so
heißt es, verwende der deut-
sche Auslandsgeheimdienst
„15 bis 20 funktional unter-
schiedliche Systeme“, die von
der NSA stammen. Die Ame-
rikaner wiederum übergeben
eigene Suchbegriffe – etwa
 Telefonnummern, E-Mail-Kon-
ten und IP-Adressen von Ziel-
personen – an die Auswerter
des BND. Die NSA erhält
„die hieraus resultierenden Te-
lekommunikationsverkehre“.
Martina Renner, Linken-Ob-
frau im NSA-Untersuchungs-
ausschuss, kritisiert das Vorge-
hen des BND als „verfassungs-
widrige Massenüberwachung
im Ausland“. mba, gud

Peter, Trittin

Parteien

Spitzengrüne gegen Schwarz-Grün 


